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Vor dem Hintergrund 
und jenseits und trotz des 
Brexit-Dramas: Im Mai sind
Europawahlen. Prognosen
zufolge könnten mehr als
ein Fünftel der neuen 
EU-Abgeordneten natio-
nalistische EU-Skeptiker
sein.

Europaskeptische, populistische
und rechtsradikale Politiker ha-
ben in Europa derzeit Konjunktur.
Komplizierte Kompromisse aus
Brüssel sind out, einfache Lösun-
gen liegen im Trend. Umso wich-
tiger sind die Europawahlen im
Mai (23. bis 26. Mai, Wahltermin
in Deutschland ist der 26. Mai).
500 Millionen EU-Bürger sind auf-
gefordert, 705 Abgeordnete des
EU-Parlaments zu wählen.

Sie wirken an neuen Gesetzen
mit, wachen über den EU-Haus-
halt und über die Arbeit der EU-
Kommission. Im Gegensatz zu na-
tionalen Parlamenten hat das Eu-
ropaparlament nicht das Recht,
Gesetze vorzuschlagen; das kann
in der EU nur die Kommission.
Gemeinsam mit Rat und Kommis-
sion kann es aber nach dem Vor-
schlag an den Gesetzen mitarbei-
ten. In der EU nennt man diesen
Prozess „Mitentscheidungsverfah-
ren“. Konkret bedeutet das, dass
Abgeordnete etwa Änderungsan-
träge einreichen können und am
Ende über das Gesetz abstimmen.

Ist das EU-Parlament mit einem
Gesetz nicht einverstanden, kann
es nicht in Kraft treten. Wichtig ist,

dass das Parlament nicht allein
über Gesetze entscheidet, sondern
immer gemeinsam mit dem Rat,
wo die Regierungen der derzeit
noch 28 Mitgliedstaaten vertreten
sind. Bei internationalen Verträgen
wie dem Handelsabkommen zwi-
schen der EU und Kanada (CETA)
muss das EU-Parlament zustim-
men, damit es in Kraft treten kann.

Seit 2004 hat das Parlament zum
Beispiel dem hohen Verbrauch von
Kunststofftüten ein Ende gesetzt.
Außerdem hat es Kreditkartenge-
bühren transparenter gemacht. Bis
zu den Europawahlen arbeiten die
Abgeordneten noch an einer Über-
arbeitung des Urheberrechts und
einer Richtlinie für eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie. Wahlberechtigt sind in
Deutschland alle EU-Bürger über
18 Jahren. Bei den Wahlen im Mai

2014 lag die Wahlbeteiligung in
Deutschland bei 48,1 Prozent. In
Deutschland kann jeder EU-Bürger
über 18 Jahren auf Bundes- oder
Landeslisten von Parteien kandi-
dieren.

Nach einem Austritt Großbri-
tannien aus der EU bleiben die 73
Sitze der britischen Abgeordneten
leer (das Brexit-Drama war bei Re-
daktionsschluss dieser Ausgabe
noch in vollem Gange). Das EU-
Parlament hat frühzeitig entschie-
den, 46 Sitze als Reserve für eine
mögliche Erweiterung für andere
Länder zu behalten; sie bleiben
vorerst frei. 27 Sitze werden auf 14
EU-Länder verteilt, die derzeit un-
terrepräsentiert sind.

Erstmals gab es bei den Europa-
wahlen 2014 Spitzenkandidaten.
Alle großen Parteien im EU-Parla-
ment kürten einen Kandidaten, der

dann an TV-Duellen und Debatten
teilnahm. Auf diese Weise sollten
die Europawahlen wie nationale
Wahlen mehr mit Personen in Ver-
bindung gebracht werden.

Die Spitzenkandidaten der gro-
ßen europäischen Volksparteien:
Für die Europäische Volkspartei
(EVP), zu der auch CDU und CSU
gehören, tritt der Bayer Manfred
Weber an. Er ist derzeit der Vorsit-
zende der größten Fraktion im
EU-Parlament. Einer seiner He-
rausforderer ist der derzeitige Ers-
te Vizepräsident der EU-Kommis-
sion, der Niederländer Frans Tim-
mermans. Für die Grünen treten
Ska Keller und der Niederländer
Bas Eickhout an. Der Spitzenkan-
didat der Europäischen Konserva-
tiven und Reformer (EKR), einer
europaskeptischen Partei, ist der
Tscheche Jan Zahradil. KNA/bs

Wahlen in Zeiten des Brexits 
Europa und die KEB: 
Katharina Zey-Wortmann
referierte in Brüssel.

„Europäer wird man nicht durch
Geburt, sondern durch Bildung.“
Mit diesem Zitat eröffnete Katha-
rina Zey-Wortmann, Leiterin der
KEB Fachstelle Trier, ihr Referat
bei der Jahrestagung des Europa-
büros für katholische Jugendar-
beit und Erwachsenenbildung im
Dezember in Brüssel. Rund 40
Fachkräfte der katholischen Ju-
gend- und Erwachsenenbildung
aus Deutschland und Österreich
diskutierten dabei über die He-
rausforderungen der politischen
Bildung im Vorfeld der Europa-
wahl 2019. 

Zey-Wortmann bezeichnete die
Europawahl als „Schicksalswahl“.
Angesichts der Renationalisie-
rungstendenzen und der zu gerin-
gen Anbindung der Mitgliedsstaa-
ten Osteuropas, sowie des Groß-
britannien-Dramas befürchtet sie
ein allmähliches Auseinanderfal-
len Europas. Insbesondere müsse
das Verhältnis von Europa zu Afri-
ka neu bestimmt werden, im Sin-
ne einer Unterstützung des afrika-
nischen Kontinents auf Augenhö-
he. 

Aufgabe der Bildungsarbeit sei
es, Gegengewichte gegen die Euro-
paskepsis in das Bewusstsein der
Menschen zu bringen. Vor allem
sei die lange und nicht selbstver-
ständliche Phase des Friedens in
Europa hervorzuheben, sagte Zey-
Wortmann und erinnerte an ein
Wort von EU-Kommissionspräsi-
dent Jean Claude Juncker: „Wer an

Europa zweifelt, soll auf Kriegs-
gräberfriedhöfe gehen.“ 

In der Diskussion wurde deut-
lich, dass das Bewusstsein für
Europa in den grenznahen Regio-
nen viel stärker ausgeprägt ist, als
in den grenzferneren. Im Raum
Trier etwa gebe es eine Fluktuati-
on von 40 000 Pendlern täglich,
die nach Luxemburg zur Arbeit
fahren, machte Zey-Wortmann es
konkret.

„Sollten Freiheit, Freizügigkeit
und Freihandel auch nur kurze
Zeit durch innereuropäische
Grenzkontrollen behindert wer-
den, so bricht bei uns die Saar-Lor-
Lux-Großregion zusammen. Stel-
len Sie sich dieses Szenario analog
für den Raum Aachen zur nieder-
ländischen Grenze hin, oder für
den Raum Straßburg, Basel, Lör-
rach, oder für die Innsbruck-Bren-
ner-Bozen-Region vor ... .“

Zey-Wortmann hob hervor, wie
wichtig es sei, einen „europäi-
schen Patriotismus“ zu entwi-
ckeln. Je mehr dies gelinge, „umso
weniger kann Nationalismus auf-
keimen“. red/bs

Info
Träger des Europabüros sind neben
der Arbeitsstelle für Jugendseelsor-
ge der Deutschen Bischofskonfe-
renz das Jugendhaus Düsseldorf,
der Bund der Deutschen Katholi-
schen Jugend, die Arbeitsgemein-
schaft katholisch-sozialer Bil-
dungswerke in Deutschland und
die Katholische Erwachsenenbil-
dung Deutschland. Weitere Infos
zur KEB: www.keb-trier.de. 

Europäischen Patriotismus
entwickeln

„Wir konnten ein sichtbares Zei-
chen der Solidarität mit den
Christen im Heiligen Land setzen.
Trotzdem ist die Situation – gera-
de in der Perspektivlosigkeit vie-
ler junger Menschen in den Auto-
nomiegebieten – erschreckend“,
erklärte der Trierer Bischof Dr.
Stephan Ackermann, der als Vor-
sitzender der Deutschen Kommis-
sion Justitia et Pax für die Deut-
sche Bischofskonferenz teilge-
nommen hat, zum Abschluss der
Reise (vgl. „Paulinus“ vom 20. Ja-
nuar, Seite 1).

Die Lage im Heiligen Land ist
nach den Worten des Trierer Bi-
schofs deprimierend. Im Blick
auf eine friedliche Lösung des is-
raelisch-palästinensischen Kon-
flikts seien „weder Fortschritte
noch ein Gesprächswille“ zu er-
kennen. Der Friedensprozess
scheine von beiden Seiten still-
schweigend begraben worden zu
sein, sagte Bischof Ackermann in
Haifa im Interview der KNA. Der
Solidaritätsbesuch einer Bi-
schofsdelegation (19. „Internatio-
nales Bischofstreffen zur Solida-
rität mit den Christen im Heili-
gen Land“) sei angesichts dieser
Situation ein „Akt der Treue und
des Nichtaufgebens“. Ziel des Be-
suchs war nach den Worten
Ackermanns die Begegnung mit
den Menschen vor Ort. Diese er-
laube es, die komplexe Lebens-
wirklichkeit besser zu verstehen
und vorsichtiger zu beurteilen.

Gleichzeitig bringe der Besuch
Menschen zusammen, die sich
sonst nicht treffen würden. „Mit
unseren Fragen fordern wir unse-

re Gesprächspartner heraus, sich
zu erklären und sich Situationen
zu stellen“, sagte der Bischof (sie-
he dazu auch nebenstehenden
Beitrag von Bischof Ackermann
exklusiv für den „Paulinus“).

Anders als in vergangenen Jah-
ren lag der Schwerpunkt der Dele-
gationsreise dieses Mal auf der Si-
tuation der Christen in Israel. Ge-
genwärtig leben etwa 225 000
Christen im Heiligen Land, davon
etwa 175 000 in Israel und etwa
50 000 in den palästinensischen
Gebieten. Die palästinensischen
Christen in Israel sind Teil der ins-
gesamt etwa 20 Prozent ausma-
chenden arabischen Minderheit
im Land. Ein kleinerer, aber wach-
sender Anteil der Christen in Isra-
el umfasst Arbeitsmigranten, die
eine neue kulturelle Vielfalt in die
katholische Kirche vor Ort tragen.
Für diese und andere vorwiegend
hebräisch sprechende Katholiken
unterhält das Lateinische Patriar-
chat daher eigene Seelsorge-Vika-
riate. 

Christen aus Russland 
und den Philippinen
Die Delegation hatte Gelegen-

heit, sich mit dem Seelsorger für
die hebräisch sprechenden Chris-
ten, Pfarrer Rafic Nahra, über die
Situation in seinen Gemeinden
auszutauschen. Auch die oft aus
Russland oder den Philippinen
stammenden Gemeindemitglie-
der konnten von ihren Erfahrun-
gen berichten.

Im Zentrum der politischen Ge-
spräche und eines wissenschaftli-

chen Seminars an der Universität
Haifa stand das neue israelische
„Nationalitätengesetz“, das den jü-
dischen Charakter des Staates si-
chern und stärken will. Das Ge-
setz wird von allen religiösen und
ethnischen Minderheiten nach-
drücklich kritisiert. Die katholi-
schen Bischöfe des Landes sehen
darin die Gefahr, dass damit die
ohnehin spürbare Diskriminie-
rung eines Teils der israelischen
Staatsbürger auf eine gesetzliche
Grundlage gestellt werde.

Die nach wie vor schmerzen-
den Wunden der Vergangenheit
wurden auch beim Besuch der De-
legation des früheren Dorfes Ikrit
an der libanesischen Grenze au-
genfällig. Die Einwohner, nahezu
alle katholische Christen, muss-
ten ihr Heimatdorf nach dem
Krieg im Jahr 1948 verlassen; eini-
ge Zeit später wurde es 1951 bis
auf die Kirche zerstört. Trotz ge-
genteiliger Gerichtsurteile konn-
ten sich die ehemaligen Bewoh-
ner bis heute nicht wieder dort an-
siedeln, weil das israelische Mili-
tär nach wie vor Sicherheitsbe-
denken geltend macht. Die Ereig-
nisse um das Dorf Ikrit stellen in
den Augen der arabischen Chris-

ten ein bis heute nicht behobenes
Unrecht dar.

Zu den geistlichen Höhepunk-
ten des Besuchs der Delegation,
der 15 Bischöfe von zwölf europäi-
schen und nordamerikanischen
Bischofskonferenzen sowie aus
Südafrika angehörten, zählten die
täglichen Gottesdienste und Ge-
bete – in Bethlehem, mit der ka-
tholischen Gemeinde in Zabab-
deh in den palästinensischen Ge-
bieten und im Kloster Stella Maris
der Karmeliter in Haifa.

Mehr Fragen 
als Antworten
„Je öfter ich in das Heilige Land

fahre, desto mehr Fragen als Ant-
worten habe ich mit Blick auf die
Situation“, erklärte Bischof Acker-
mann am Ende zu den komplexen
gesellschaftlichen Problemen in
Israel und der Region, die in den
Begegnungen der Delegationsrei-
se einmal mehr deutlich hervor-
traten. „Ohne Frage: Auch wenn
wir weit davon entfernt sind,
kann es an der Zweistaatenlösung
keinen Zweifel geben. Daran muss
die internationale Staatengemein-
schaft arbeiten.“ red/KNA/bs

Weder Fortschritt noch Gesprächswille

Zwei Begegnungen am
Rande des internationalen
Bischofstreffens.

Von Stephan Ackermann

Nachmittags an der Universität
von Haifa, die hoch über der Stadt
liegt: Ein jüdischer Philosophie-
professor und 15 Bischöfe debat-
tieren über das neue National-
staatsgesetz, das vor einem halben
Jahr vom Parlament verabschiedet
worden ist und den Staat Israel als
nationale Heimstätte des jüdi-
schen Volkes definiert. Etwa 20
Prozent der Bevölkerung, die is-
raelischen Araber, zu denen Chris-
ten, Muslime, Drusen und Ange-
hörige der Bahai-Religion gehö-
ren, kommen in diesem Gesetz
nicht vor und sehen sich nun
auch gesetzlich festgeschrieben
als Bürger zweiter Klasse. Kein
Wunder, dass in unserer Debatte
nicht nur diplomatische Höflich-
keiten ausgetauscht werden …
Erst am Schluss lässt uns der Pro-
fessor wissen, dass auch er die Ver-
abschiedung des Gesetzes nicht
für glücklich hält.

Und er erzählt uns davon, dass
er Veranstaltungen anbietet, in de-

nen er mit Juden, Muslimen und
Christen wesentliche Abschnitte
aus dem Alten und dem Neuen
Testament sowie aus dem Koran
liest und bespricht. Dabei mache
er die Erfahrung, dass die respekt-
volle Beschäftigung mit den heili-
gen Texten der drei Religionen die
Gesprächspartner mehr füreinan-
der öffne als philosophische De-
batten über Platon und Kant. In-
zwischen seien ihm deshalb sol-
che Veranstaltungen wichtiger als
das Verfassen philosophischer Ar-
tikel.

Am nächsten Morgen gehen
wir in ein von Vinzentinerinnen
geführtes Heim, in dem seit rund
70 Jahren Kinder und Jugendliche
mit zum Teil schwersten Behinde-
rungen betreut werden. Mehr als
100 Mitarbeitende stehen den
Schwestern in ihrem Auftrag zur
Seite. In einem Raum treffen wir
auf zwei junge Physiotherapeu-
ten, die mit den jungen Bewoh-
nern Übungen machen. Es stellt
sich heraus, dass einer der beiden
sehr gut Deutsch kann. Als ich
ihn anspreche, berichtet er, dass er
in der Nähe von Freiburg eine
fünfjährige Ausbildung absolviert
hat. Er wollte es seinem Bruder
nachtun, der in Deutschland Phar-
mazie studiert hat. Das Land und
die andere Kultur hätten ihn ge-
reizt. Ob er gerne nach Israel zu-
rückgekehrt sei, will ich von ihm
wissen. Er zögert nicht eine Se-
kunde, um dann selbstbewusst
und mit voller Überzeugung zu
sagen: „Aber ja, das hier ist doch
mein Land!“

Unter den vielen Begegnungen,
die wir wieder bei unserem Auf-
enthalt im Heiligen Land hatten,
haben mich diese beiden beson-
ders berührt. Denn sie haben mir
Menschen gezeigt, die die Hoff-
nung auf eine bessere Zukunft für
Israel und das ganze Heilige Land
nicht aufgegeben haben.

„Das hier ist doch 
mein Land!“

Austausch und Debatte: Der Besuch in der Universität Haifa bildete den
Schwerpunkt der politischen Gepräche. Fotos (2): Mazur/catholicnews.org.uk

Der Bischof im Herz Jesu-Kinderheim
der Vinzentinerinnen von Haifa.

Das EU-Parlament in Straßburg am 25. November 2014 beim Besuch von Papst Franziskus. Foto: KNA

Erschreckend, deprimierend: Mit diesen beiden Worten
brachte der Trierer  Bischof Dr. Stephan Ackermann die
Lage im Heiligen Land auf den Punkt. Er gehörte zu der
internationalen Delegation von 15 Bischöfen, die jetzt
dort unterwegs waren und ein „Zeichen der Solidarität“
geben wollten.


